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Haftungsrisiko 
Bewerber- und Mitarbeiterbefragungen
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Das Fragerecht zwischen BDSG…..

BAG v. 15.11.2012,6 AZR 339/11: Verurteilungen, die im Bundeszentralregister getilgt sind, braucht ein
Stellenbewerber auf die pauschale Frage nach dem Vorliegen von Vorstrafen auch dann nicht anzugeben, wenn
er sich um eine Stelle im Justizvollzugsdienst bewirbt.

BAG v. 20.3.2014, 2 AZR 1071/12An der Informationsbeschaffung durch die unspezifizierte Frage nach
eingestellten Ermittlungsverfahren an den Stellenbewerber besteht grundsätzlich kein berechtigtes Interesse des
potenziellen Arbeitgebers. Eine solche Frage ist damit im Regelfall nicht erforderlich iSv. § 29 Abs. 1 Satz 1 DSG
NRW. Das ergibt sich aus den Wertentscheidungen des § 53 BZRG. Eine allein auf die wahrheitswidrige
Beantwortung einer solchen Frage gestützte Kündigung verstößt deshalb gegen die objektive Wertordnung des
Grundgesetzes, wie sie im Recht auf informationelle Selbstbestimmung zum Ausdruck kommt, und ist nach §
138 Abs. 1 BGB unwirksam.

§ 32 Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung für Zwecke 
des Beschäftigungsverhältnisses
(1) Personenbezogene Daten eines Beschäftigten dürfen für Zwecke 
des Beschäftigungsverhältnisses erhoben…werden, wenn dies für die 
Entscheidung über die Begründung eines 
Beschäftigungsverhältnisses …erforderlich ist…..


